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Mandantenbrief 04/2024 
 
SPRUCH 
 
Es gibt schweigsame Menschen, die interessanter sind 
als die besten Redner. 
Benjamin Disraeli; 1804 – 1881, britischer Staatsmann 
 
 

 Was Sie interessieren kann:  
Arbeitsrecht  
 

Sonderzahlungen – Berücksichtigung beim Min-

destlohn 
  

Der Mindestlohnanspruch ist unabhängig vom arbeitsvertragli-
chen Entgeltanspruch und entsteht mit jeder geleisteten Ar-
beitsstunde. Dabei sind alle im Arbeitsvertrag stehenden Ent-
geltleistungen des Arbeitgebers geeignet, den Mindestlohnan-
spruch zu erfüllen. Zahlungen, die der Arbeitgeber ohne Rück-
sicht auf eine tatsächliche Arbeitsleistung des Arbeitnehmers 
erbringt, erfüllen den Mindestlohnanspruch dagegen nicht. 
 
Nach einem Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden-Württem-
berg kann der Arbeitgeber nicht eigenmächtig entscheiden, bis-
herige Sonderzahlungen wie Urlaubs- oder Weihnachtsgeld in 
monatliche Raten aufzuteilen und diese Beträge dann anteilig 
auf den gesetzlichen Mindestlohn anzurechnen. Auch ein vom 
Arbeitgeber gezahlter Arbeitgeberanteil an den vermögenswirk-
samen Leistungen ist nicht mindestlohnwirksam. 
 

 
 
 
 
 
 

 
 



 

 

 
Familienrecht/Erbrecht 
Immobilienverkauf ist privates Veräuße-

rungsgeschäft, wenn ein Eigentümer bei Tren-

nung auszieht 
  

Gewinne aus Immobilienverkäufen, die innerhalb von zehn Jah-
ren nach dem Erwerb erfolgen, unterliegen als sog. private 
Veräußerungsgeschäfte der Besteuerung. Dies soll Spekulati-
onsgeschäfte am Immobilienmarkt eindämmen. Wird eine Im-
mobilie im Eigentum des Veräußernden jedoch durchgehend o-
der zumindest im Jahr des Verkaufs und den beiden vorherge-
henden Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt, bleibt der 
Verkauf steuerfrei. 
 
Mit Urteil vom 14.11.2023 (IX R 10/22), nimmt der Bundesfi-
nanzhof (BFH) nun Stellung zu der Frage, ob Eigennutzung 
auch dann vorliegt, wenn nur der geschiedene Ehepartner und 
gemeinsame unterhaltsberechtigte Kinder des Immobilienei-
gentümers das betreffende Haus bewohnen und somit eine 
Steuerbefreiung rechtfertigen. 
 
Im zu entscheidenden Fall übernahm ein geschiedener Mann 
bei der Scheidung von seiner Frau deren Anteil an der Immobi-
lie gegen Geldzahlung und Übernahme der Verbindlichkeiten. 
In dieser Immobilie hatten die Eheleute mit den gemeinsamen 
minderjährigen Kindern während der Ehe gelebt. Der Mann war 
im Zuge der Trennung ausgezogen, die Kinder und die Frau 
blieben im Haus wohnen. Vier Jahre nach seinem Auszug ver-
kaufte er die Immobilie, nachdem auch die Kinder und die Ex-
Frau ausgezogen waren. 
 
Der Verkauf der Immobilie erfolgte mit Gewinn, für den das Fi-
nanzamt bezogen auf die Eigentumshälfte, die der Ehemann 
von seiner Ex-Frau erworben hat, Einkommensteuer festsetzte. 
Der Ehemann vertrat die Auffassung, dass der Gewinn steuer-
frei sei, da die Immobilie von seinen Kindern genutzt wurde, 
was steuerlich gesehen einer Eigennutzung gleichkäme. Dass 
die geschiedene Frau dort ebenfalls lebte, sei steuerlich wegen 
der Kinder unerheblich. Der BFH stellte jedoch klar, dass eine 
Eigennutzung nur dann vorläge, wenn der Verkäufer die Immo-
bilie selbst bewohnt habe. Die Nutzung durch unterhaltsbe-
rechtigte Kinder könne zwar als Eigennutzung angesehen wer-
den, jedoch nicht, wenn die Immobilie zugleich von einem Drit-
ten, in diesem Fall der geschiedenen Ehefrau, genutzt 
werde.  Der Verkauf der Immobilie ist daher ein privates Ver-
äußerungsgeschäft und somit als steuerpflichtig anzusehen. 

 



 

 

Sonstiges 

Nichtbeachtung einer Formvorschrift 
  

Mündlich abgeschlossene Verträge können grundsätzlich 
rechtsverbindlich sein. Das gilt aber nicht, wenn das Gesetz 
eine besondere Form für den jeweiligen Vertrag vorschreibt. In 
einem vom Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) entschiedenen 
Fall ging es um einen Verbraucher-Bauvertrag, welcher der 
Textform bedarf. 
 
In dem Fall aus der Praxis verlangte ein Bauunternehmer von 
der Bauherrin die Zahlung offener Rechnungen über rund 
80.000 € für die Errichtung einer privat genutzten Doppelhaus-
hälfte. Diese hielt dagegen die Bauarbeiten für mangelhaft und 
der Bauunternehmer hätte daher nur einen Anspruch auf den 
geminderten Werklohn. 
 
Der Fall landete vor dem OLG und dieses machte die beiden 
Parteien auf eine Gesetzesänderung zum 1.1.2018 aufmerk-
sam. Nach dieser bedürfen Verbraucher-Bauverträge der Text-
form. Der Vertrag benötigt zwar keine Unterschriften, der ge-
samte Vertrag (und damit auch der Zuschlag der Bauherrin) 
muss aber in einem Text (z.B. E-Mail, Fax o.ä.) dokumentiert 
sein. Da der Bauvertrag im 2. Halbjahr 2018 geschlossen und 
die Gesetzesänderung nicht bedacht wurde, war der Vertrag 
wegen des Formverstoßes von vornherein nichtig. Damit fehlte 
für die Berechnung des Werklohns eine vertragliche Grundlage 
und auch die Gewährleistungsansprüche der Bauherrin setzten 
einen wirksamen Vertrag voraus. Die Parteien haben daraufhin 
eine gütliche Einigung erzielt. 
 
Anmerkung: Vor diesem Hintergrund sollte bei einem Ver-
tragsabschluss genau auf die gültigen Formvorschriften geach-
tet werden. 
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